
Denkmalsgegner Troll, Uranhalde: Hochgradig kontaminiert
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Chemnitz

AueSchneeberg Annaberg-
Buchholz

TSCHECHIEN
S a c h s e n

LößnitzHalde 366

Thü r i n gen

25 Kilometer

Zwickau
U m w e l t

Steiler Kegel
Eine radioaktive Halde in Sachsen
kann nicht saniert werden, weil sie
unter Denkmalschutz steht.

ie Sachsen, sofern die Verallg
meinerung erlaubtist, haben vonD ihresgleicheneine hohe Meinung.

Schöpferkraft wissen sie vor allem
dann zuschätzen, wenn siesich landes-
typisch ausprägt. AlseinzigesBundes-
land haben siesich im ersten Artikel
ihrer Verfassung „derKultur verpflich-
tet“.

Das hat Folgen. Mit Akribie und Ei
fer erfassensächsischeDenkmalpfleger
seit zwei Jahren Gründerzeithäus
und Fabrikhallen, Schloßruinen un
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-Postmeilensäulen. Insgesamtwird die
Registratur, die1996vollständig vorlie-
gen soll, rund 100 000 Zeugnisse
schutzwürdigen Kulturschaffensaufli-
sten.

Um eine Eintragung, die noch au
vergangenen DDR-Zeiten stammt,
wird jetzt heftig gestritten. Der Gegen
stand desZwists erhebt sich bei Aue
im Erzgebirge, istrund 150 Meterhoch
und ungefähr 7,5Millionen Kubikmeter
groß.

„Halde 366“, so der unspektakulä
Name des umstrittenenKulturguts, prä-
sentiertsichweithin sichtbar alsgewalti-
ger Überrest desregionalenUranberg-
baus. Dersteil aufragende, voneinigen
wenigendürren Birkenbewachsene Ke
gel war von 1955 an aus demSchutt un-
terirdischerGrabungenaufgetürmtwor-
den.

Eigentümerin der Abraumhalde i
die bundeseigene SanierungsfirmaWis-
mut, ein Nachfolgeunternehmen d
gleichnamigenSowjet-Gründung, die im
Südosten der DDR den Rohstoff f
Atombombengefördert hat. Jetzt will
die Wismut den riesigenSchuttberg sa
nieren. Deshalb hat sieEnde vergan-
genen Jahres beantragt, die „Halde
366 von der Denkmalliste zustrei-
chen“.

Geschehen istbisher nichts – obwoh
die Wismut darlegt, „daß von der Ha
de in ihrem jetzigenZustandeine Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung ausgeht“. Insbesonde
sei das Geröll „hochgradig radio
aktiv kontaminiert“.

Als Beleg führt dasSanierungs
unternehmenWismut an, daß die
sogenannte Ortsdosisleistung 4
Prozent über dem von derStrah-
lenschutzkommission empfohl
nen Grenzwert liege. Um den
Austritt von Radon in die Luft
und von strahlenverseuchtemSik-
kerwasser in denBoden zu stop-
pen, will die Wismut den Schutt
berg zunächstteilweise abtragen
und dann mit Planen bedecken.

Viele Anwohner der Halde in
Aue, Lößnitz und Schlemasind
auch aus ästhetischenGründen
gegen denErhalt desBergbaumo-
numents. Gotthard Troll, partei-
loser Bürgermeister von Lößnitz,
drängt darauf, „dasschwarzeUngetüm
unserer Erzgebirgslandschaft anzupa
sen“.

Daß die Abraumhalde1987 unter
Schutz gestelltwurde, kam unterande-
rem auf Betreiben von Heinrich Dou
fet zustande. Der Geologe wardamals
an der Bergakademie Freibergbeschäf-
tigt und kümmerte sich, wie er sagt,
„viele Jahre ehrenamtlich um de
Denkmalschutz“.

Heute ist Douffet Referatsleiter im
sächsischen Wissenschaftsministeri
und verdientsein Geld unter anderem
mit der Aufsicht über die Denkmal
pflege. Laut Gesetzsind „historische
Landschaftsformen“ wie „Dorffluren
hundert Millionen Mark Schadenser
satzzahlen.

Das Geld könnten die HEW gut g
brauchen.Denn zumErsatz des Kraft
werks Brunsbüttel plant dasUnterneh-
men, bisAnfang des nächsten Jahrta
sends neben dem dannstillgelegten
Reaktor einKohlekraftwerk zubauen.
Kosten: mindestens eineMilliarde
Mark.

Die Planung des Kohlekraftwerk
zögern die Hamburger bisher hinaus
um Druck auf dieKieler Landesregie
rung auszuüben. DieMilliarden-Inve-
stition in Schleswig-Holsteinsoll erst
erfolgen, wenn das Kernkraftwer
Brunsbüttel wieder am Netz ist. D
HEW-Chefs bestreiten, soschlitzohrig
zu kalkulieren, und Möller mag von e
nem solchenDeal nichtshören.

Der Versuch, als Ersatz für Brun
büttel Strom aus Norwegen zubezie-
hen, scheiterte Ende letzten Jahres
Der hannoversche Energieriese Pr
ßenElektra bot denSkandinaviern um
gut 50 Prozent höherePreise. Das
HEW-Geschäft platzte.

Inzwischen denkt Vahrenholt dar-
über nach,Strom in Island zukaufen.
Dort werden riesige Wasserkraftwerke
geplant, die auchHamburg versorgen
könnten.

Die Schönheitsfehler: Das Kab
würde mehrere Milliarden Mark ko-
sten, die Verbindungüber den Mee-
resboden wärekaum vor dem Jahr
2010 fertigzustellen, und der Preis p
Kilowattstunde wäre um einVielfa-
ches höher als beiKohle- oder Kern-
kraft.

„Aber vielleicht“, so Vahrenholt,
„haben wir bisdahin eine Energiesteu
er. Dann würde sich das rech-
nen.“ Y
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und „Haldenlandschaften“schützens
werte Kulturleistungen.

Halde 366 ist Douffet einbesondere
Anliegen. Zahlreiche Wismut-Hinter
lassenschaften seien bereits„sinnloser-
weiseeingeebnet worden“. Denverblie-
benen Schuttkegel siehtDouffet nicht
nur als „Ausdruck modernerTechnik“,
sondern auch als „letztenZeugen, daß
von der Region Aue aus einmal Weltp
litik gemacht wurde“.

Sachsens Umweltminister Arnold
Vaatz (CDU), derseine Kindheit in de
Wismut-Region verbrachte, reagie
heftig: „Mir kommt die Galle hoch.
Als Denkmal für Uranförderung un
Bombenbaugenügeschließlich, sagt de
Unionspolitiker, „ein großes Kreuz au
einer altenSchachtanlage“. Y
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*Quote für den zukünftigen LandtagMandate auf 100 000 EinwohnerBundesland

Aufgeblähte Parlamente
Verhältnis der Landtagsmandate zur Bevölkerung der Flächenländer

Quelle: Statistisches Bundesam
t

Nordrhein-Westf.
 Baden-Württemb.
                  Bayern
                   Hessen
        Niedersachsen
                     Sachsen
            Rheinland-Pfalz
          Schleswig-Holstein
                    Brandenburg
                           Thüringen
    Mecklenburg-Vorpommern
                      Sachsen-Anhalt
                                  Saarland

1,4
1,5

1,8

1,9

2,2

2,6*
2,6

3,4

3,5
3,5

3,5

4,7

3,5
P a r l a m e n t e

Idealer Wert
Kleinere und billigere Parlamente
fordern Politiker aller Par-
teien. Doch haben will sie keiner.

n Bayern, Baden-Württember
Nordrhein-Westfalen undSchleswig-IHolstein sind Abgeordnete allerPar-

teien dafür, nur getrauthaben siesich
noch nicht. In Rheinland-Pfalz erwä
men sich lediglichCDU-Parlamentarie
für die Idee, inNiedersachsen hat d
Regierung schonausrechnen lassen, w
die Großtat anKosten spart.

In nahezu allen Landesparlamente
der Republik erörternPolitiker derzeit,
wie ihre aufgeblähtenKammern zuent-
schlackenseien.Gehandelt hatbislang
nur Sachsen: Nach der Wahl im Septe
ber werden statt derbislang 160 nur
noch 120Abgeordnete in den Dresden
Landtag einziehen.

Für Niedersachsen hat eine „Arbeit
gruppe Staatliche Aufgabenerfüllung
ähnliche Idealwerte ausgeguckt. „Schon
bei einer Reduzierung derMandate“ von
derzeit 161 auf130, so dieArbeitsgruppe
der Regierung, könne dasBundesland
ein „besonderswirtschaftlicharbeitendes
Parlament haben“. Daswäre etwa siebe
Millionen Mark billiger pro Jahr als die
derzeitige Volksvertretung.

Verglichen mit Bayern, Hessen un
Nordrhein-Westfalen, bemängelt die A
beitsgruppe, sei dieZahl der Mandatsträ
ger zu hoch (sieheGrafik). Gemessen am
wohlhabenden Baden-Württembergali-
mentiert NiedersachsenseineAbgeord-
neten außerdem zuüppig: Volksvertreter
in Hannover bekommen 11 300 Mark p
Monat,ihre Stuttgarter Kollegen müsse
sich mit 8700Mark bescheiden.

Soweit dieTheorie. DiePraxis: Ver-
gangenenMonat genehmigtesich der
neugewählte niedersächsischeLandtag
für die neueLegislaturperiodegleich fünf
Landtagsvizepräsidenten – einteurer Lu-
xus. Niedersachsen, sojammerte SPD
LandesvaterGerhardSchröder zurglei-
chenZeit in seiner Regierungserklärun
müsse „Ausgaben kürzen und dafür j
den Posten auf den Prüfstandstellen“.

Auch dieSachsen tunsichschwer, ihre
Sparbeschlüsseumzusetzen. Im Ma
lehnte Landtagspräsident Erich Iltg
(CDU) die ForderungseinesParteifreun-
des und FinanzministersGeorgMilbradt
ab, die Ausgaben für das um 40Sitze
schrumpfende Parlament mindestens
10 Prozent zu kürzen.

Schildbürger IltgensBegründung: Da
die Zahl der Parlamentariersich verrin-
gere, das Arbeitspensumsich mithin er-
höhe,bräuchten die Abgeordnetenkünf-
tig mehr Berater alsbisher. Y


